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Die beiden von der Opposition eingebrachten Misstrauensanträge gegen die Regierung, die nach der 
Anwendung der Verfassungsklausel 49.3 eingereicht wurden fanden am 20. März keine Mehrheit. Der 
erste Misstrauensantrag, der von der zentristischen Liot-Fraktion (Libertés, Indépendants, Outre-mer et 
Territoires) eingebracht wurde, erhielt in der Nationalversammlung 278 Stimmen. Da die absolute Mehrheit von 
287 Stimmen erforderlich war, wurde der Misstrauensantrag mit nur neun Stimmen Unterschied abgelehnt. 19-
Abgeordnete der LR-Fraktion stimmten für den Antrag. Ein weiterer Misstrauensantrag war vom 
rechtspopulistischen Rassemblement National eingereicht worden. Neben ihren 88 Abgeordneten konnte die 
von Marine Le Pen geführte Fraktion nur auf die Unterstützung von sechs weiteren Abgeordneten zählen, 
darunter 3 Abgeordnete der LR-Fraktion.  Die Rentenreform ist somit verabschiedet, muss aber vor Inkrafttreten 
noch mehrere Etappen durchlaufen: Nach der Verabschiedung des Gesetzes durch das Parlament, verfügt der 
Präsident der Republik über eine Frist von fünfzehn Tagen, um das Gesetz zu verkünden. Sollten jedoch 
mindestens sechzig Parlamentarier den Verfassungsrat anrufen, wird diese Frist ausgesetzt. Das ist in diesem Fall 
geschehen: Sowohl die linkspopulistische Nupes- als auch die rechtspopulistische RN-Fraktion haben von dieser 
Option am 21. März Gebrauch gemacht. Nupes und auch der Rassemblement National werfen der Regierung vor, 
die Rentenreform in einen Entwurf für ein Nachtragsgesetz zur Finanzierung der Sozialversicherung (PLFSSR) 
integriert zu haben.  
Der Verfassungsrat hat nun einen Monat Zeit, um sich zu dem Rentengesetz zu äußern: Er kann das Gesetz für 
gültig erklären, es teilweise oder vollständig zensieren. Unerwartet rief auch Premierministerin Elisabeth Borne 
den Verfassungsrat an, um die „Rechtmäßigkeit“ der Reform überprüfen zu lassen und diese somit zu 
untermauern. Die Opposition diskutiert derzeit weitere Möglichkeiten, um die Umsetzung der Rentenreform zu 
verhindern, bzw. zumindest auszubremsen. Nupes hat einen Gesetzesvorschlag eingereicht, um ein Referendum 
mit geteilter Initiative (Rip – Référendum d’initiative partagée) zu fordern. 
Staatspräsident Emmanuel Macron äußerte sich am 22. März in einem Fernsehinterview bei den 
Sendern France 2 und TF1: Die Reform „ist kein Vergnügen“, sondern „notwendig“, so Macron. Für den 
Staatspräsidenten soll die Umsetzung der Reform „bis zum Ende des Jahres“ erfolgen. Darüber hinaus erneuerte 
Macron sein Vertrauen in seine Premierministerin Elisabeth Borne. Letztlich verurteilte er die „Gruppen“, die 
„extreme Gewalt anwenden, um gewählte Vertreter der Republik anzugreifen“. Diese Gruppen seien seiner 
Meinung nach „nicht mehr Teil der Republik“. Für den 28. März haben die Gewerkschaften erneut Streiks 
angekündigt.  
 
Der Besuch von König Charles III nach Frankreich wird verschoben. Der Elysée-Palast hat am 24. März 
angekündigt, dass der Besuch von König Charles, „angesichts der Ankündigung eines neuen nationalen 
Mobilisierungstages gegen die Rentenreform" am 28. März, verschoben wird. Der König sollte mit seiner Frau 
Camilla vom 26. bis 29. März nach Frankreich reisen. Der Elysee-Palast fügte in seiner Erklärung hinzu, dass er 
gemeinsam mit London beabsichtige, den Besuch „so bald wie möglich“ und unter „Bedingungen, die unserer 
freundschaftlichen Beziehung entsprechen“, neu zu planen. 
 
Der Streik der Müllabfuhr in Paris wurde bis zum 27. März verlängert, kündigte die Gewerkschaft CGT 
an. Die CGT stimmte am 21. März in einer Generalversammlung für die Verlängerung des Streiks. Betroffen ist 
„die gesamte Abfallbranche der Stadt Paris, d.h. sowohl die öffentliche als auch die private Müllabfuhr sowie die 
Verbrennungsanlagen“ so Natacha Pommet, Generalsekretärin des öffentlichen Dienstes der CGT. Nach Angaben 
der Gewerkschaft könnten sich auch andere „Ballungsräume und Metropolen“ der Bewegung anschließen. 

 
Der Gesetzestext zur Beschleunigung des Baus von Kernkraftwerken wurde von der 
Nationalversammlung angenommen. Der von der Ministerin für Energiewende, Agnès Pannier-Runacher, 
vorgelegte Gesetzentwurf wurde am 21. März von den Abgeordneten mit großer Mehrheit, 402 Ja- und 130 Nein-
Stimmen, angenommen. Nach einer positiven Abstimmung im Senat stimmten dem Gesetzesentwurf neben der 
Regierungsmehrheit insbesondere die Parlamentarier der Républicains, des rechtspopulistischen 



Rassemblement National und der Kommunisten, dem Text zu. Der Gesetzentwurf sieht eine Vereinfachung der 
Verwaltungsverfahren vor, um den Bau der sechs neuen EPR-2-Reaktoren zu beschleunigen.  
 
Frankreich drängt auf eine „ehrgeizige“ EU-Rohstoffdiplomatie. In der kommenden Woche wird 
Frankreich voraussichtlich ausländische Botschafter und Industrievertreter zusammenbringen, um über die 
Strategie der EU und Frankreichs in Bezug auf strategische Mineralien und Metalle zu sprechen. Das Kabinett der 
Energieministerin bestätigt gegenüber EURACTIV Frankreich ihr „sehr starkes“ Interesse an der 
„Metalldiplomatie“. Insgesamt „weisen zwei Drittel der Elemente des Mendelejewschen Periodensystems einen 
signifikanten Seltenheitsgrad auf“, sagte Benjamin Gallezot, interministerieller Beauftragter für die Versorgung mit 
strategischen Erzen und Metallen, der am 15. März von den Abgeordneten im Ausschuss für auswärtige 
Angelegenheiten angehört wurde. 
 
Israels Finanzminister Bezalel Smotrich nahm auf Einladung der französischen jüdischen Vereinigung 
„Israel is forever“ am 19. März an einem Galaabend in Paris teil. Die Vereinigung steht der extremen 
Rechten nahe. Frankreich verurteilte die „unverantwortlichen“ Äußerungen von Finanzministers Bezalel Smotrich 
der im Rahmen der Veranstaltung die Existenz der Palästinenser als Individuen und als Volk bestritten hatte. „Wir 
rufen Entscheidungsträger der israelischen Regierung dazu auf, die erforderliche Würde zu zeigen, die Würde 
anderer zu respektieren und sich jeglicher Handlungen oder Erklärungen zu enthalten, die zur Eskalation der 
Spannungen beitragen“, kommentierte das französische Außenministerium in einer Erklärung. 
 
Patricia Barbizet wurde als neue Vorsitzende des Arbeitgeberverbands, Association française des 
entreprises privées (AFEP), ernannt. Am 16. März hat der Verwaltungsrat Patricia Barbizet einstimmig zur 
Nachfolgerin von Laurent Burelle ernannt. Damit wird zum ersten Mal eine Frau an der Spitze der Organisation 
stehen. Dem 1982 gegründete Arbeitgeberlobby gehören 117 der größten französischen Unternehmen an. 
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Der rechtspopulistische Rassemblement 
National gründet eine Ausbildungsstätte 
zur Aus- und Fortbildung seiner 
Führungskräfte. Mit dem „Campus Héméra, 
der in Paris im 7. Arrondissement eröffnet wird, 
will die Bewegung um den Parteivorsitzenden 
Jordan Bardella „Aktivisten zu potenziellen 
Abgeordneten“ ausbilden. Auf dem Campus 
sollen Diskussionsveranstaltungen aber auch 
Sommeruniversitäten stattfinden. Die E-Learning-
Plattform umfasst Kurse in Politik- und 
Wahlgeschichte, Wirtschafts- und 
Sozialwissenschaften sowie Geopolitik. Es ist 
nicht das erste Mal, dass die Rechtspopulisten 
eine Ausbildungsstätte zur politischen Bildung 
aufbauen. 2018 eröffnete Marion Maréchal (Le 
Pen) in Lyon das ISSEP, das Institut für Sozial-, 
Wirtschafts- und Politikwissenschaften. 

 

 

 

 

      DIE ZAHL DER WOCHE 
 

 
Am ersten landesweiten 
Mobilisierungstag nach der 
Verabschiedung der Rentenreform durch 
Artikel 49.3 und dem neunten seit Beginn 
der Proteste zählte die CGT 3,5 Millionen 
Demonstranten - eine Zahl, die der 
Rekordmobilisierung vom 7. März 
entsprach - und das Innenministerium 
1,089 Millionen (1,28 Millionen am 7. 
März). In Paris demonstrierten nach Angaben 
der CGT 800.000 Menschen. Laut dem 
Innenministerium waren es 119.000 
Demonstranten in der Hauptstadt, 38.000 
mehr als am 7. März. Nach Angaben der 
Pariser Polizeipräfektur befanden sich 1500 
Vertreter des Schwarzen Blocks unter den 
Demonstranten. Frankreichweit kam es zu 172 
Festnahmen; 149 Polizisten wurden verletzt. 
Nach einer Umfrage der Tageszeitung Le 
Figaro sprechen sich nach dem 
Fernsehinterview von Staatspräsident 
Emmanuel Macron am 22. März 67% der 
Franzosen für eine Fortführung der Proteste 
aus. 

 


